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7 8 4 . Verordnung: Datenverkehr in Personenstandsangelegenheiten im Bereich der Stadtgemeinde
Rohrbach in Oberösterreich

7 8 5 . Verordnung: Datenverkehr in Personenstandsangelegenheiten im Bereich des Standesamtsverban-
des St. Georgen im Attergau

7 8 6 . Verordnung: Datenverkehr in Personenstandsangelegenheiten im Bereich der Gemeinde
Seeboden

7 8 7 . Verordnung: Erlassung einer wasserwirtschaftlichen Rahmenverfügung für die Wasserkraftnut-
zung am oberen Inn

7 8 8 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Studienförderung für Studierende an
Religionspädagogischen Akademien

7 8 9 . Kundmachung: Aufhebung der Wortfolge „und die gesetzmäßigen Beschlüsse der Kammerorgane zu
befolgen" in Punkt 5.1. der Standesregeln der Ziviltechniker sowie über die
Aufhebung des Punktes 3.6. der Standesregeln der Ziviltechniker
Kundmachung der Gesetzwidrigkeit des Beschlusses des Kammervorstandes der
Ingenieurkammer für Oberösterreich und Salzburg vom 29. Juni 1973 sowie des
zweiten Satzes des Punktes 2. der Verordnung der Bundes-Ingenieurkammer vom
16. Mai 1975

784. Verordnung des Bundesministers für
Inneres über den Datenverkehr in Personen-
standsangelegenheiten im Bereich der Stadtge-

meinde Rohrbach in Oberösterreich

Auf Grund des § 7 des Personenstandsgesetzes,
BGBl. Nr. 60/1983, wird verordnet:

§ 1. Auf Antrag der Stadtgemeinde Rohrbach in
Oberösterreich wird für den Bereich dieser
Stadtgemeinde die Ermittlung, Verarbeitung und
Übermittlung der in die Personenstandsbücher
einzutragenden Daten im automationsunterstützten
Datenverkehr mit der Auflage angeordnet, daß
dabei die Bestimmungen des Personenstandsgeset-
zes und der Durchführungsbestimmungen zu
diesem Gesetz, besonders über die Übermittlung
von Daten aus den Personenstandsbüchern und
über die Auswahl der Materialien für die Anlegung
der Personenstandsbücher sowie über die Ausstel-
lung von Abschriften aus den Personenstandsbü-
chern und von Personenstandsurkunden anzuwen-
den sind.

§ 2. Die in § 1 getroffene Anordnung schließt die
Ermächtigung zur Verarbeitung und Übermittlung
bereits in die Personenstandsbücher eingetragener
Daten im automationsunterstützten Datenverkehr
ein.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1991 in
Kraft.

Löschnak

785. Verordnung des Bundesministers für
Inneres über den Datenverkehr in Personen-
standsangelegenheiten im Bereich des Standes-

amtsverbandes St. Georgen im Attergau

Auf Grund des § 7 des Personenstandsgesetzes,
BGBl. Nr. 60/1983, wird verordnet:

§ 1. Auf Antrag des Standesamtsverbandes
St. Georgen im Attergau wird für den Bereich dieses
Standesamtsverbandes die Ermittlung, Verarbeitung
und Übermittlung der in die Personenstandsbücher
einzutragenden Daten im automationsunterstützten
Datenverkehr mit der Auflage angeordnet, daß
dabei die Bestimmungen des Personenstandsgeset-
zes und der Durchführungsbestimmungen zu
diesem Gesetz, besonders über die Übermittlung
von Daten aus den Personenstandsbüchern und
über die Auswahl der Materialien für die Anlegung
der Personenstandsbücher sowie über die Ausstel-
lung von Abschriften aus den Personenstandsbü-
chern und von Personenstandsurkunden anzuwen-
den sind.

4 491



4496 304. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1990 — Nr. 786 bis 788

§ 2. Die in § 1 getroffene Anordnung schließt die
Ermächtigung zur Verarbeitung und Übermittlung
bereits in die Personenstandsbücher eingetragener
Daten im automationsunterstützten Datenverkehr
ein.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1991 in
Kraft.

Löschnak

786. Verordnung des Bundesministers für
Inneres über den Datenverkehr in Personen-
standsangelegenheiten im Bereich der Ge-

meinde Seeboden

Auf Grund des § 7 des Personenstandsgesetzes,
BGBl. Nr. 60/1983, wird verordnet:

§ 1. Auf Antrag der Gemeinde Seeboden wird für
den Bereich dieser Gemeinde die Ermittlung,
Verarbeitung und Übermittlung der in die Perso-
nenstandsbücher einzutragenden Daten im automa-
tionsunterstützten Datenverkehr mit der Auflage
angeordnet, daß dabei die Bestimmungen des
Personenstandsgesetzes und der Durchführungsbe-
stimmungen zu diesem Gesetz, besonders über die
Übermittlung von Daten aus den Personenstands-
büchern und über die Auswahl der Materialien für
die Anlegung der Personenstandsbücher sowie über
die Ausstellung von Abschriften aus den Personen-
standsbüchern und von Personenstandsurkunden
anzuwenden sind.

§ 2. Die in § 1 getroffene Anordnung schließt die
Ermächtigung zur Verarbeitung und Übermittlung
bereits in die Personenstandsbücher eingetragener
Daten im automationsunterstützten Datenverkehr
ein.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. Jänner 1991 in
Kraft.

Löschnak

7 8 7 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, mit der eine
wasserwirtschaftliche Rahmenverfügung für
die Wasserkraftnutzung am oberen Inn erlassen

wird

Auf Grund des § 54 des Wasserrechtsgesetzes
1959, BGBl. Nr. 215, in der Fassung des BGBl.
Nr. 252/1990 wird verordnet:

§ 1. Das Wasserdargebot des Inn von Martina bis
Prutz sowie der in dieser Strecke einmündenden
Seitenbäche wird — unbeschadet bestehender
Rechte und unter Berücksichtigung der wasserwirt-
schaftlichen Erfordernisse von Siedlungen, Land-
wirtschaft, Industrie und Fremdenverkehr, der
Reinhaltung der Gewässer, einer ausgewogenen
Hochwasser- und Feststoffabfuhr, der Lawinensi-
cherheit sowie der Erhaltung des Grundwasserhaus-
haltes — der Wasserkraftnutzung gewidmet.

§ 2. Das Interesse der Österreichischen Elektrizi-
tätswirtschafts AG (bzw. gemäß der im österrei-
chisch-schweizerischen Staatsvertrag vorgesehenen
Regelung der Grenzkraftwerk Inn Gesellschaft
m.b.H.) an der Wasserkraftnutzung im Wid-
mungsgebiet (§1) wird als rechtliches Interesse
anerkannt.

§ 3. Die Verordnung tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2000 außer Kraft.

Fischler

788. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht, Kunst und Sport, mit der die
Verordnung über die Studienförderung für
Studierende an Religionspädagogischen Aka-

demien geändert wird

Auf Grund der §§ 1 Abs. 1 lit. d und 11 Abs. 5 des
Studienförderungsgesetzes 1983, BGBl. Nr. 436,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 471/1990, wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Unter-
richt, Kunst und Sport über die Studienförderung
für Studierende an Religionspädagogischen Akade-
mien, BGBl. Nr. 437/1989, wird wie folgt geändert:

§ 1 Abs. 1 lautet:

„§ 1. (1) Die Vergleichbarkeit der Religionspäd-
agogischen Akademie der Diözese Graz-Seckau,
der Religionspädagogischen Akademie der Diözese
Innsbruck, der Religionspädagogischen Akademie
der Diözese Gurk, der Religionspädagogischen
Akademie der Diözese Linz, der Religionspädago-
gischen Akademie der Diözese Salzburg, der
Religionspädagogischen Akademie der Erzdiözese
Wien und der Evangelischen Religionspädagogi-
schen Akademie mit den Pädagogischen Akademien
wird festgestellt."

Hawlicek
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789. Kundmachung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Auf-
hebung der Wortfolge „und die gesetzmäßigen
Beschlüsse der Kammerorgane zu befolgen" in
Punkt 5.1. der Standesregeln der Ziviltechni-
ker sowie über die Aufhebung des Punktes 3.6.

der Standesregeln der Ziviltechniker
Kundmachung der Gesetzwidrigkeit des Be-
schlusses des Kammervorstandes der Inge-
nieurkammer für Oberösterreich und Salzburg
vom 29. Juni 1973 sowie des zweiten Satzes des
Punktes 2. der Verordnung der Bundes-Inge-

nieurkammer vom 16. Mai 1975

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG wird kundge-
macht:

Der Verfassungsgerichtshof hat laut Erkenntnis
vom 3. Oktober 1990, V 107, 108/89-12, zu Recht
erkannt:

1. Die Wortfolge „und die gesetzmäßigen
Beschlüsse der Kammerorgane zu befolgen" in
Punkt 5.1. der Standesregeln der Ziviltechniker,
Verordnung der Bundes-Ingenieurkammer vom
27. Juni 1972, Z 1130/72, bzw. vom 30. Oktober
1973, Z 2090/73, kundgemacht in den Amtlichen
Nachrichten der Bundeskammer und der Länder-

kammern am 19. März 1974, wird als gesetzwidrig
aufgehoben.

2. Der Beschluß des Kammervorstandes der
Ingenieurkammer für Oberösterreich und Salzburg
vom 29. Juni 1973 in der Fassung des Zusatzbe-
schlusses vom 9. Oktober 1981, kundgemacht in den
Kammernachrichten Nr. 4/81 der Ingenieurkam-
mer für Oberösterreich und Salzburg vom 9. No-
vember 1981, war gesetzwidrig.

Der Verfassungsgerichtshof hat laut Erkenntnis
vom 3. Oktober 1990, V 38-41/89-10 und V 42,
43/89-10, zu Recht erkannt:

1. Die Standesregel 3.6. der Ziviltechniker,
Verordnung der Bundes-Ingenieurkammer vom
27. Juni 1972, Z 1130/72, bzw. vom 30. Oktober
1973, Z 2090/73, kundgemacht in den Amtlichen
Nachrichten der Bundeskammer und der Länder-
kammern am 19. März 1974, wird als gesetzwidrig
aufgehoben.

2. Der zweite Satz des Punktes 2. der 26. Verord-
nung der Bundes-Ingenieurkammer vom 16. Mai
1975, Z 1064/75, kundgemacht in den Amtlichen
Nachrichten der Bundeskammer und der Länder-
kammern am 22. Mai 1975, war gesetzwidrig.

Schüssel
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